Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2211 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Besold, Stücklen, Wagner, 
Dr. Hauser (Sasbach) und Genossen 


betr. Promillegrenze 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie ist es zu verstehen, daß nach den Angaben des Bun- 
desverkehrsministers einmal 40 %, das andere Mal 60 % aller 
Unfälle auf zu schnelles Fahren und Alkoholgenuß zurück- 
zuführen seien, hingegen nach den amtlichen Unterlagen 
des Statistischen Bundesamtes für 1966 die Anteile von 
Alkoholeinfluß mit 9,9 % und die für zu schnelles Fahren 
mit 19,2% von der Polizei ermittelt wurden? 

2. Welche neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse und Gutach- 
ten haben den Bundesjustizminister veranlaßt, eine Geset- 
zesvorlage auszuarbeiten, die bei einem Blutalkohol von 
0,8 Promille die Grenze der absoluten Fahruntauglichkeit 
festsetzt, nachdem der Bundesgerichtshof in voller Kennt- 
nis der bisher bekanntgewordenen drei Teilgutachten des 
Bundesgesundheitsamtes am 26. Februar 1964 die Fahr- 
untauglichkeit bei einem Promillegehalt von 1,5 annahm 
und diese Entscheidung am 10. Dezember 1966 mit der Fest- 
setzung des Grenzwertes auf 1,3 Promille revidierte? 

3. Stützt sich die Entscheidung der Konferenz der europäischen 
Verkehrsminister, die am 14. Juni 1967 in Hamburg bekannt- 
gegeben wurde, für die gesetzliche Festsetzung einer Fahr- 
untauglichkeitsgrenze bei 0,8 Promille einzutreten, auf an- 
dere Gutachten oder wissenschaftliche Arbeiten als jene des 
Bundesgesundheitsamtes, die den bisherigen Entscheidungen 
des Bundesgerichtshofes zugrunde lagen? 

Welche wissenschaftlichen Ergebnisse veranlaßten die euro- 
päischen Verkehrsminister, sich über die Empfehlung ihrer 
Arbeitsgruppe Verkehrssicherheit hinwegzusetzen, welche 
die Festlegung einer einheitlichen Promillegrenze mit der 
Begründung ablehnte: „diese Frage ist noch zu sehr in der 
wissenschaftlichen Diskussion". Glaubt die Bundesregierung, 
daß in den meisten EWG-Ländern begründete Aussichten be- 
stehen, derartig niedrige Grenzwerte für die Fahrtauglich- 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweq 106 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache M/2211 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


keit durdizusetzen, nachdem unsere fünf Partnerstaaten in- 
nerhalb der EWG eine Promillegrenze bislang überhaupt 
noch nicht kennen, jedoch individuell Trunkenheitsdelikte 
am Steuer mit erheblich höheren Strafen ahnden, als das 
in der Bundesrepublik der Fall ist? In weldier Weise hat 
die Festsetzung einer 0,8 Promillegrenze in der Schweiz 
und in Österreich die Verkehrssicherheit erhöht und die 
Trunkenheitsdelikte einzudämmen vermocht? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Schwankungen 
und Abweidiungen bei Blutalkoholuntersuchungen enorm 
hoch und die Rückrechnungspraxis zur Bestimmung des Al- 
koholgehaltes zum Zeitpunkt der Sistierung eines Kraftfah- 
rers sehr fragwürdig ist und umso zweifelhafter werden 
muß, umso niedriger der Grenzwert festgelegt wird ? Kennt 
die Bundesregierung die Feststellung des Gerichtsmediziners 
Prof. Dr. Elbel, „daß sich auf diesem Gebiet zahllose Sach- 
verständige betätigen, die von den Grundgesetzen der Phy- 
siologie keine Ahnung haben. Sogar viele Richter pflegen 
auf Grund eigener Lebenserfahrung schematisch zurückzu- 
denken" ? Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei einer 
Untersuchung ein und derselben Blutprobe an sieben ver- 
schiedenen Instituten Maximaldifferenzen von 0,4 Promille 
auftraten? Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Fest- 
stellung in Anlage 8 des Gutachtens des Bundesgesund- 
heitsamtes, wonach die Frage nach der Gefährlichkeit von 
Kraftfahrern mit einer bestimmten Blutalkoholkonzentration 
- als entscheidendes Problem für einen Gefahrengrenz- 
wert - „überhaupt noch nicht geklärt" ist? Ist die Bundes- 
regierung bereit, dem Verkehrsausschuß des Bundestages 
das Protokoll der Tagung der Verkehrs- und Gerichtsme- 
diziner vom März 1966 vorzulegen, auf der über den schwer- 
wiegenden Mangel an Sachverständigen und Gutachtern zu 
einer Zeit diskutiert wurde, als noch die 1,5 Promillegrenze 
galt und dieser Mangel daher noch nicht im selben Maße 
ins Gewicht fiel, wie es bei einer 0,8 Promillegrenze der 
Fall sein müßte? Ist die Bundesregierung außerdem bereit, 
dem Verkehrsausschuß den Briefwechsel des Bundesgesund- 
heitsamtes mit dem Frankfurter Soziologen Prof. Gunzert 
vorzulegen, der für die zum Inhalt des Gutaditens gemach- 
ten Freudenberg'schen Untersuchungen erhebliche Fehler- 
quellen nachzuweisen vermochte? 

5. Wie viele Blutproben wurden im Jahr 1966 im Bundesge- 
biet vorgenommen? Welche Gebühren fielen dafür an und 
wer erhielt sie? Wie hoch waren dabei die Belastungen 
für die Staatskasse? 


Bonn, den 25, Oktober 1967 
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